
BUndel'ssloz'ialg'erichf'

.
2 RU 129/641

ürkündet am'

5. Oktober 1966

Im Nainen des Volkes

Urteil

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin‚

Prozeßbevollmacht1gter.

_ „
' gegen

. V .V . „' die See—Berufsgenossensohaft, Hamburg 11, Reimersw
‘»„twiete 2, -

» ” * „Beklagte und Revisionsbeklagter

3935939992;
.

7 ' . {Bundesrepublik Deutschland, vertreten
durch

den
‚Bundesminister für Arbeit und Sozialerdnung, Bonn°

'Der 2. Senat deS‘Bundessozialgerichts hat auf die‘
mündliéhe'Verhandlung vom 28. Oktober 1966 durch

Senatspräsident ' B r ä c k m a n n
’ „ '

,
vVorsitzender» ‚‘

.
Bundesrichter ' ' Dr, B e r e's e 1

__
und '

Bundesrichter '.» Dr. K a i s*e r ;
_ .Bundessözialrichter E h r h'a r d't‚ und '

' Bundessoäialrichter Dr. E b e eV ' "'r 1

für Recht erkannt:

Die Revisiön der Klägerin gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Hamburg vom 11„ März 1964

wird zurückgewieseno;

Außergerichtliche Kosten_sind nieht zu erstattenoi
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' Die Klägerin,
Mitglied der beklagten Berufegenoesenec.haff

(BG), riChtete an diese mit Schreiben vom 8. Oktober 1959 '

den Antrag, bei der Feststellung der auf die Klegerin ent—
fallenden Jehrésumlage die auf Grund des @54 Satz 2 des
Bundesversorgungsgesetzee (BVG) gezahlten Renten künftig

nicht mehr zu berücksichtigen, Zur Begründung führte die

Klägerin aus, seit langer Zeit werde sie 7
wie auch die—

anderen Mitgliedsréedereien'» durch die-Berücksichtigung

der für_die'kriegsbedingten Renten von de: Beklagten gef.
leisteten Beträgexbei der Feststellung der Jehresumlage

zusätzlich" belastet; die Beklagte sei jedoch weder zur
Zahlung dieser Renten noch Zu einer entsprechenden Er—

höhung der Jahresumlage berechtigt, de 5 54 Satz 2 BVG weé.

gen
Verstoßes

gegen die Art° 3 und 120 des Grundgesetzes

(GG) nichtig sei.' Die Beklagte lehnte den Antrag durch-

Bescheid vom_9. November 1959 ab° Den hiergegen eingee K

legten Widerspruch wies die Widerspruchsstelle der Bef>

'klegten durch Bespheiävom15, Dezemberl959 zurück„

Die Klägerin hat mit—ihrer'hiergegen erhobenen Klage been» f“

tragt, den Bescheid nebst Widerspruchsbescheid aufzuheben

und festzustellen„daß die Beklagte nicht berechtigt ist„
Renten aus der Unfallversicherung (UV) für Arbeitsunfälle
aus der Zeit vor

den 1. Januar 1942 und nach dem 80 Mai 1945'

zu zahlen, die Zugleich schädigende Ereignisse im Sinne des.

5 1 BVG sind° Zur Begründung hat die Klägerin ausgeführtz‚
Durch @ 54 Satz 2 i„V.m° @ 65 Abs° 1 Nr. 1 BVG würden die
Versorgungsberechtigten für die vor dem 1. Januar 3942 und

nach dem 80 Mai 1945 erlittenen Schäden an die UV Träger

verwiesen, die damit insoweit die ganze Last der Kriegs—

‚._j_„
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Opferversorgung (KGV) zu tragen hätteno Dies widerspreche—

-dem Art° 120 AbSo 1 GG, wonach dem Bund die Aufwendungen der

KOV — ohne Differenzierung naeh dem Entstéhungsdatum der An—

sprüche —zur Last fielen (BVerfG 9, 305; BGHZ11, 43, 53);"
der Bund sei nicht berechtigt, die Kriegsfolgelasten ganz >>

oder teilweise auf unterstaatliche 0rganisatiönen ab2uwälzen°
Die Überbürdung der Versorgungslest für kriegsbedihgte Un«

fälle aus der Zeit
vom 1„ September 1939 bis

zum 31° Dezem—

‚„ber 1941 auf die UV»Träger stelle alle BGengleich und lasse

‘
so die erheblichen tatsächlichen Verschiedenheiten im Ver» ‘}
hältnis der Beklagten zu anderen BGén außer acht.* Da die > VV

‘deutsche Handelsflotte sich schon vom ersten Kriegstage an '

‘ in kriegsmäßigem Einsatz und damit in einer besonders akuten

Gefährenlege befunden habe, sei in der Zeit vom 1..September
1939 bis zum31. Dezember‘1941eine große Anzahl von aus—_v„_
schließlich kriegsbedingten Arbeitsumfällén eingetreten; diefi

hierfür von der Beklagten zu zahlenden 323 Renten überstiegen

10 % des gesamten Renteneufwands. Demgegenüber sei bei den {j\

anderen UV—Trägerndie Zahl kriegsbedingter Rentenfälle und “
;——aufwendungen aus der Zeit vom 1. September 1939 bis zum *

‚51. Dezember 1941 ganz geringfügig. Der Gesetzgeber habe
„

also bei 5 54 satz 2, 5,65 Abs„ 1 Nr; 1 BVGvöllig ungleichej?
1 Sachlagen entgegen Art° 3 GG gleichbehandelt und damit seinehi

9Ermessensspielraum (BVerfG 1, 264; 3‚‘135; 158) weit über—
schrittenov SchWerwiegende'sozialpolitieche Gründe hierfür

>{BVerfG 1, 275) seien den Materialien zum BVG nicht zu ent— ;

nehmeno
_

‘
V

V ' 1‘
‚

' r
_

_'1V 2

Das SoZialgericht (SG) Hamburg hat die Bundesrepublik Deutsch—

f land (BRD), vertreten durch den Bundesminister für Arbeit und.

„Sozialordnung‚ beigeladen‚. Mit Urteil vom 26. April 1962 hat

"das SG die Klage abgewiesenoi In den Entscheidung3gründen ist

ausgeführt: Die Feststellungeklege_eei unzulässig, weil Sie ‘

zu einer unzulässigen Umgehung des @ 1179 der ReichsVersiche—‘
Krumgsordnung (EVO aF) führe; auf Grund dieser Vorschrift könne
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die Klägerin eine Herabsetzung ihrer Mitgliedsbeiträge
nicht erzielen° Es sei nicht angängig, daß die Klä.ge1in

dieses _Ziel auf dem Wege über die Feststellungsklage erreichen

_ Im
übrigen

habe die Klägerin von der ihr früher durch @@90,

93 des Bundesverfassungsgerichtsgesétzes {BVerfGG) gebotenen"

" Möglichkeit, im Wegeder Verfassungsbeschwerde den 5'54
Satz 2 BVG für nichtig erklären zu lassen, nicht recht2eitig
Gebrauch gemacht. Die FestStellungsklage bedeute also auch

eine unzulässige.Umgehung der AuSschlußfrist des 5 93 Abs° 3

' BVerfGG und sei daher rechtSmißbräuchlich; Die Anfechtungs— “
'klage teile das ve1fahrensrechtliChe Schicksal der Fest—

stellungsklage°

Mit ihrer Berufung hat die
Klägerin hilfsweise die Fest—

' stellung beantragt, daß die Beklagte nicht berechtigt ist‚'
bei der für die' Béitragsfestsetzung der Klägerin maßgebenden.l

Umlage Leistungen aus der UV für Arbeitsunfälle aus der Zeit

vor dem ?. Januar 1942 und nach dem 8. Mai 3945 Zu berück-
sichtigéh, die zugleich schädigende Ereignisse im Sinne des_

% 1 BVG sind» Zur Begründung hat sie vorgetragen,-eine Um—

gebung des @ 1179FRVO*aF liege nicht vor. Denn die Klägerin

fechte nicht einen Vorstandsbeschluß im Sinne dieser Vor—
schrift ano' Sie wende sich auch nicht gegen das durch @ 1179
RVG aF geschützte Individualint€resse des einzelnen Versicher—

ten, sondern gegen die Berechtigung der Beklagten zu Leistun—

gen an_eine'Gesamtheit'von Versicherten. 'Eine Umgehung der

Ausschlußfrist nach @ 93 Abs„ 5 BVerfGG komme schon im Hin—
'blick auf die Subsidiarität der Verfassungsbeschwerde (BVerfG

14 260) 'nicht in Betracht; im übrigen habe bis zum 1° April“

7952 gar kein Anlaß zur Erhebung der Vérfassungsbee chwe1de

bestanden, da die BRD in der Zeit vom 1. Oktober 2350 bis zum
31 März 3954 der Beklagten den Aufwand für kriege bedingte

henten e1stattet habe° '
“'

Das Landessczialgéricht (IS'G) Hamburg hat durch Urteil vom 5
110 März 1964 die Berufung zurückgewiesen: Die Klägerin ;

'_5;i'
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‚erstrebe
» wie ihr.8chreiben_an die Beklagte vom 8; Okt0ber

’ 1959 und ihr im Berufungsverfahren gestellter”Hilfsantrag '
'erkennen ließen —mit ihrer Feststellungsklage eine für sie

günstigere Beitragsfestsetzung, als sie in dem für die Be—

teiligten bindend gewordenen Verwaltungsakt der Beklagten erw
folgt sei; praktisöh greife sie damit die für sie unanfechte

bar gewordene Beitragsfestsetzung mit Gründen an, die — wie
‚

sich aus den @@1178,1179‚ 758 EVO aF ergebe
— vom Gesetz— g

geber ausdrücklich ausgeschlossen seien; Die Beschränkung
des einzelnen Reedereihetriebs auf die wenigen in 55 1178 und

79 EVO aF aufgezählteh AnfeChtungsgründe habe den Sinn,’

Eingriffe der BG—Mitglieder in die in Eigenverantwortung der

BG festzusetzenden Entechädigungen und damit in die Selbst—,

verwaltühg3autonomié zu verhindern° Im übrigen gewährteh_die

von der Beklagten bindend festgestellten Entschädigungsan—
sprüche dem einzelnen Rentenempfänger einen Rechtsanspruch„

au■ Weiterzahlung der Rente° Eine Einflußnahme der Mitglie—

der sei nur auf dem satzungsgémäßen Weg über die Vertreter—
'verSammlung bzw° durch Anrufung der Aufsichtsbehörde möglicho_
Diese Grundsätze stünden auch dem auf angebliche Verfassungs—

widrigkeit des @ 54 Satz 2 BVG und die damit Zusammenhängenden

Belastungen gestützten Vorgehen der Klägerin entgegen. ' Das
ReChtsverhältnis zwischen BG und Rentenempfänger dürfe durch

Eingriffe beitragspflichtiger Mitglieder nicht beeinträchtigt

werden, nur die Beklagte selbst habe es in der Hand, sich ge—

genüber einem neu erhobenen Rentenanspruch auf die Verfassungs—

widrigkeit des 5 54 Satz 2 BVG zu berufen oder Ersatzähsprüche

gegenüber der
Beigelädenen

geltend zu machen° Hierdurch sei

das einzelne BG—Mitglied den Beitragebelastungen nicht schutz«

los ausgesetzt° Abgesehen von den durch die Satzung eröffne— '

—ten Wegen wäre es der Klägerin auch möglich gewesen, Verfasf'i"
Vsungsbeschwerde gemäß 55 90 ff BVerfGG Zu erheben@ Wenn sie

-.—

die Ausschlußfrist'deé@_93Absq3 BVerfGGversäumthabe,so
könne die Klägerin nicht_nachträglich ihr Ziel auf einem durch

«6—
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"die Vorschriften der RVG ausdrücklich ausgesch10ssenen Wege

'erreichen; dabei seien nur die vor dem 1. Juli 1965 gelten»

_
den Vorschriften für das Reohtsverhä.ltnis zwischen Klägerin

‚und Beklagter maßgebendo "

Für die Feststellungsk1age fehle es somit am
Rechtsschutz“

bedürfnis_ ihre Zulässigkeit sei vom SG mit ReCht verheint
wordeno° Im übrigen müsse das Feststellungeintefesse der
Klägerin aber auch.wegen des dem Klagbegehren entgegenste—

henden bindenden Verwaltungsäkts verneint werden (BSG 15,
118) Schließlich sei ein Feststellungeinteresée auch nichtrf'

'im Hinblick auf etwaige künftige Beitragsfestste1lungen der

Beklagten anzuerkenneh, eine Feststellungeklagé lediglich- '

zur Klärung einer abstrakten Recht_sfrage auf Grund eines
Sachverhalts, dessen_ Eintritt noch ungewiß sei, Sei gleich»

Wfalls unzulässiga_. ' ' "'

s_'Hiernach erü_hrige sich eine Prüfung, ob das
Feststellunge—

begDehreh sachlich Erfolg haben könnte° InSoweit sei jedoch

auf die Entscheidung in BVe1fG 14 221 hinzuweisen; nach der

.uffassüng des BVerfG gebe es keinen uhgeschriehenen Ver—

fassung31echtssatz‚ _der es-der .BRD ve1.böte‚ den offentllchon

Körpe1schaften Krieg sfolgelasten aufzuerlegen° ' "

Das LSG hat
die

Revision zugelassen„'

'fGegen das am
14. Mai 1964'zugestellte

Urteil hat die Klägerin

am 11° Juni 1964 Revision eingelegt und sie innerhalb der
" bis zum 14. August'1964 verlängerten Frist folgendermaßen

« begründet: Die Feststellungsklegs bedeute keine Umgehung der_

3% 1178, 1179 RVG aF, deren Weitergeltung übrigens nach ihm

rer ersatlesen Aufh_ebung durch das Unfallversicherungs—

Neu1egelungsgesetz (UVNG) vom 50. April 1963 zWeifelhait sei„
.Wede1 nach ihrem Wortlaut noch nach ihrem Sinn stünden diese

Vorschriften dem Feststellungebegehren entgegen; dieses be»

' rühre nicht die Ansprüche der Versicherten, sondern führe

' — bei positivem Ausgang — allenfalls zum Eintritt eines

. _71 *?
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anderen
Verpflichteten‚ wodurch die Rechte der Versicherten

}nicht geschmälert würden° Di_e Klage bedeute ferner auch ke1—T

nen Eingriff in die Selbstverwaltungsautonomie der Beklagtenc;

Das Selbstverwältungsrecht der Beklagten bestehe nicht bin«

dungslos‚ sondern habe sich im Rahmen der mäteriell— recht—
lichen, speziell der verfaésungsrechtlichen Grenzen zu halten°

Lege die Beklagte ihren Ehtseheidungen verfassungswidrige Vor*

schriften zugrunde, so überschreite sie den Rahmen ihrer Auto“

nomie; dies müsse auf Grund der Rechtsweggaräntie (Art. 19

Abs„ 4 Satz.? GG) gerichtlich nachprüfbar sein° ‚Auch der vom

LSGbefürchtete Eingriff in bereits bindend festgestellte Ren—
tehansprüche der Versicherten führe nicht zur Unzulässigkeit

der Klage„ Nach Feststellung'der Verfassungswidrigkeit des „
$ 54 Satz 2 BVG würden die Rentenansprüche nach dem Grund—

gedanken des @79 Abs„ 2 Satz 2 BVerfGGgegenüber der Beklag—
ten jedenfalls insoweit nicht mehr durchsetzbar sein, als den“
Ve1sicherten gleichzeitig Zahlungsansprüche gegen

den Bund er—

wüchsen; sei dies zu verheinen, so würde doch jedenfalls der

Beklagten ein ErstattungsenspruCh
gegen den Bund zustehen. Im

'.ubrig en sei eier immer noch nicht ausgeschlossen daß bei der‘

_
Beklagten auch künftig:Rentenanträge aus dem Anwendungsbereich

deS'5 54 Satz 2 BVGgestellt würden° Auch unter demGesichtse
punkt der bereits bindend gewordenen Beitragsbeséheide könne

das Feststellungsinteresse nicht verneint werden. ‚Die Festf

—stellungsklage sei jedenfalls im Hinbliék auf künftige Renten—
und Beitragsfestsetzungen zulässige Ebensowenig stehe auch
die Nichteinhaltung der Frist des € 93A‘bs° 3 PVerfGG-der Zu-
lässigkeit der Feststellungsklage entgegen; der Klägerin habe
die Verfassungsbeschwerde überhaupt nicht zur Verfügung ge—

‚standen, da‘@ 54 Satz 2 BVGnur mittelbar in ihren Rechtskreis
eingreife (BVerfG ?, 101;55‚ 81), außerdeh sei die Verfas8ung5*

heschWerde subsidiär und Art. 120 keine Grundrechtsnorm° hie

Auffassung des LSG bedeute, daß die Klägerin rechtlos gestellt

werde; der Weg über die Vertreterversammlung oder die Anrufüng

der Aufsichtsbehörde könnten einen effektiven Rechtssdhutz
nicht ersetzen,

_ —8«
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Bezüglich der Von ihr behaupteten Verfaésungswidrigkeit äes

" '54 Satz 2 BVGverweist die Klägerin auf ihr Vörbringen in
.den unteren Rechtszügen° Ergänzend hebt Sie hervor„daß

während des Krieges auf Grund der damals geltenden Regelung

'die Last der kriegsbedingten Unfälle der Beklagten abgenome

men werden war„_;‚ ' ' ' '

_Die Klägerin beantragt,

unter Aufhebung der
angefochtenen

Urteile
_' und Bescheide festzustellen, daß die

'_'Beklagte nicht berechtigt ist, Renten aus

_ „ °derUVfür Arbeitsunfälleausder Zeit vor
K “‚

. f „;V_dem ?, Januar 1942 und nach dem 8° Mai 1945
"‘ °""'"—fzu zählen, die zugleich schädigende Ereig—

niSSe im Sinne des 5 1 BVG sind,

-.hilfsweise‚ __ '
__' festzustellen,

daß
die Beklagte

nicht bereCh—

tigt ist, bei der für die Beitragsfeetsetzung

der Klägerin maßgebend en Umla_ge Leistungen
'aus der UV f'ür Arbeitsunfälle aus der Zeit vor Ü

dem 3 Januar 1942 und nach dem 8 Mai 3945

zu berücksichtigen, die zugleich schädigehdé
'Ereignisse

im Sinne des 5.1 BVG sind9

“hilfsweisen
_

' das
Berufungsurteil_ aufzüheben

und den ReChts—‘

streit zur erneuten Entscheidung an das LSG

'zurückzuverweisen; ' '

4Die
Beklagte

beantragt
_ _ _

_ _
Zurückweisung der Revision°

-
Sie hält die Klage für zulä.ssig; im Hinblick auf die

Möglich;

- keit künftiger Rentenanträge gemäß 5 54 Satz 2 BVG könne der
Klägerin das Rechtsschutzinteresse nicht_versagt werden, Die
Klage sei jedoch unbegründet, ' ' '

['Die Beigeladene beantragt

Zurückweisung der Revision„
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Nach ihrer Auffassung ist die Klage mithecht als unzulässig

abgewiesen worden° Das Klagbégehren scheitere an dem unIÖSw

baren Dilemma, daß die nach 5 54 Sat_z 2 BVG ergangenen Renten-
béscheide weder geändert noch widerrufen und die Unfallgéschä—
digten nicht nach Jahrzehnten auf die geringeren Versorgungsé

renten verwiesen werden könnten, der Beklagten aber die Bei—'

träge streitig gemacht würden, aus denen sie jene Leistungen

erfüllen müsseo Ein BG—Mitglied könne Beiträge niemals mit
V'der Begründung kürzen oder verweigern, die BG habe Unfälle zu

Unrecht entschädigto ‚Ein solChes Vorgehen — hier noch nach,

Ä}Jahrzehnten — würde jede geordnete Verwaltung der Mittel lath_

*legeno Dieser Grundgedanke der seit 1° Juli 1965 weggefalle—Ä
'nen @@1178,1179 EVO &? gelte auch seither unverändert Weiter.
Bei der umstrittenen Vorschrift des % 54 Satz 2 BVG sei nur

eine gleichmäßige Behandlung aller BGeh als verfassungskonform

‘ anzuseheno

II_

Die durch Zulassung nach 5 162 Abs. 1 Nr. 1 des Sözialgerichts—.

gesetzes {see} Statthafte Revision ist form— und frietgerécht
,

eingelegt und begründet worden„ daher zuläsSig Sie hatte je—

doch keinen Erfolgo '
.

Entgegen der von der Be1geladenen
schriftsätzlich

geäußerten
VAnsicht unterliegt es keinem‚Zweifel, daß die Vorinstanzen die'

Klage als unzulässig erachtet haben° Die Unzulässigkeit der

Klage ist damit begründet werden, das naeh 5 55 Abs. 1 SGG er—

.forderliche berechtigte Interesse der Klägerin an der baldigen

Feststellung liege nicht vor° Hierin vermag der erkennende

Senat den VorinStanzen nicht beizupflichten°

Die mit der Klage begehrte Feststellung, die Zahlung von Renten

?aus dem Anwendungsberéich des 5 54 Satz 2 BVG, hilfsweise aber '

jedenfalls die auf diesen Rentenzahlungen beruhende_Beitrags—>>
erhebung durch die Beklagte sei rechtswidrig‚ bedeutet weder

„

—10"' _“

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


' €.1o_5

eine Umgehung der 55“1178‚ 1179, 758 EVO 8? noch einen Eine;—

griff in die Selbetvérwaltungsautoho-mie der Beklagten, auch
‚'hende1t es sich hierbei nicht um die Klärung einer abstrak—

„ten Reohtsfrsge auf Grund e1nes Sachverhalts, dessen Ein—-

V'tritt noch ungewiß ist Nach den * seit Inkrafttreten des

„
UVNGam 1 Juli 1963 weggefa1lenen

« Vorschriften der @@758
_f Abs. 2, 1179 EVOa? war allerdings die Festsetzung der Um—'

‚lagebeiträge nur unter bestimmten, im Gesetz aufgezählten

Voraussetzungen anfechtbara_ Diese,» vom Senat hier nicht

zu p1üfende — Einschränkung der Anfechtungsgründe gä1t je;

doch nur für das umlageverfehren; außerhalb dieses Verfeh»r_
rehs war es dem Unternehmer auch Sch0n

vor _Errichtung der

Sozielgerichtsbarkeit nicht verwehrt, im Recht3zug gegen die

BG seine Auffassung geltend zu machen, er schulde — zB man;

geile Versicherungspflicht seines Betriebes —überhauptkeine
'Umlagebeiträge*(vglo_Rvn EuM 18, 219)’ Ebenso wie für einen

solchen Fall ist die.Enumeration der Anfechtungsgründe be—

deutungslos für das Begehren der Klägerin, die sieh ebenv
„nicht gegen einen ihr erteilten Beitragsbesdheid wendet„

sondern das Ziel verfclgt‚ daß sie künftig_bei ihren Bei«
'tregeverpflichtungen

von der anf @ 54 Satz 2 BVG beruhenden

“Rentenlest'Verschcntfbleibto Dieses * von den @@758, 1179
„EVO &? somit nicht berührte

« Klagbegehren betrifft anderer“

—seits auch keine ebstr3kte1Rechtsfrage, sondern entspringt

‘ einem gegenwärtigen Rechtsverhältnis zwischen der BG und

ihren Mitgliedsunterhehmen° Dieses Rechtsverhältnis ist

dadurch gekennzeichnet; daß jedes Jahr erneut den BG—Mit—

gliede1n die zur Deckung des Leistungseufwsnds benötigten

Umlagebeiträg ce abv erlangt werden; hält sich nun die BG für

ve1pflichtet, bestimmte Leistungen — wie hier die Renten 1'ür

Arbeitsunfälle aus dem Anwendunésbereich des 5 54 Satz 2 BVG „
‘zu gewähren, so beeinflußt dieser Leistungseufwand zwangs«_
läufig das Ausmaß der nächstfoigenden‘Umlagen und damit die

1111
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Höhe der von den einzelnen Mitgliedern aufzubringenden Bei—
träge° Die Erwägung.des LSG, ein Feststellungsinteresse sei
auch nicht im Hinblick auf "etwaige“ künftige Beitragsfestn
setzungen anzuerkennen, entspricht somit nicht den tatsä ch—

?liChen und rechtlichen Gegebenheiten, vielmehr hendélt es
”sieh bei dem Feststellungsbegehren der Klägerin, welche die

"Rechtmäßigkeit der auf Grund des @'54 Satz 2 BVG erbrachten
vl*Leistungen bestreitet; um die Geltendmachung einer aus dem

Mitgliedschaftsverhältnis.hergeleiteten‚ durch die regel—

mäßig wiederkehrenden BeitragsfestSetzungen konkretisierten;
„\Rechtsbeziehung, wofür der Klagéweg durch 5 55 Abs„ 1 Nr„ ?,

Abs° 2 SGG eröffnet_ist.(vgl; BrQCKmann, Handbüch der SOzial—‘
‚versicherung, 6 Auflo‚ S 240 m I) Durch die Festetellunrs—

klages wird die Selbetverweltungsautonomie der Beklagten nicht
‚beeinträchtigt Da der von der Beklagten bei der Handhehuhg

des @54 Satz 2 BVGvertretene Standpunkt die wirtschaft—

;
lichen und rechtlichen Belange ihrer Mitgliedeuhternehmen

,
.unmittelbar berührt, kann den Mitgliedern ein berechtigtes‘

_IntereSse daran, im Klägeweg auf des Vorgehen ihres Versi—i
cherungsträgefs einzuwirken, nicht abgesprechen werdena Die

‚von der Beigeladenenvhiergegen vorgetragenen grundsätzlichen

‚Bedenken überzeugen nicht° Es wäre mit der Rechtsweggerantie

{(Arto 19 Absa 4 GG) und insbesondere mit dem durch 5.55 SGG V

’5 bezweckten'lückenlosen Rechtsschutz (Vgl° BSG15, 52, 54)
nicht vereinbar, die BG—Mitglieder insoweit auf eine Ein—

.
flyßnahme in der Vertreterversammlung oder die Anrufung der

'Aufsiohtsbehörde zu verweiseno

Zu Unrecht hat ferner das LSG das Feststellungsinteresse ve1—

_
meint, weil auch im Fall der von der Klägerin erstrebten

Wichtigerklarung des @54 Satz 2 BVG die bereits bindenä
festgestellten Renten für Unfälle vor dem ‘! JanUar ?942 wei—
terzugeWähren seien, demnach also auch die Beiträge nicht

entsprechend gesenkt werden könnteno Hierbei hat das LSG die

...’32_
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sich aus 5 79 Abso.2 BVerfGG ergebenden Rechtsfolgen unzue'

treffend beurteilto Satz1 dieserVorschrift hat nieht die;
Bedeutung, daß noch nicht abgewickelte Dauerrechteverhältw

nisse von einer Nichtigerklärung der ihnen zugrunde liegen—
den Norm für die Zukunft unberührt bleiben {vgl° Kneeer‚r

V
AÖR'1964, 129, 184); schon hiernach stünde es also nicht

von vornherein zweifelsfrei fést‚‘daß die Beklagte trotZ»

Nichtigerklärung déé@54 Satz 2 eve die auf dieser Vor—
lschrift beruhendeihentenlast weitertregen müßte. ‚Die Frage}.u

inwieweit im einzelnen die Unzulässigkeit der Vollstreckung
_(€ 79 Abs„.2 Satz 2-BVerfGG) es der Beklagten ermöglichen

.
'

würde sich ihrer bindend gewordenen Rehtenbesdheide zu.
V

entledigen, überschreitet nach Meinung des Senaté jedenialls

schon den Rahmen der Prüfung, ob die Feststelluhgsklage_ '

zuläSSig ist° “

‘Schliéßiichfmacht auch der Ab1auf'der Ausschlußfriet-für ?}
die Erhebung der Verfassungsbeschwerdé (@ 93 Abs° 3 BVerfGG)
die Feststellungsklage nicht unzulässig° Der ReChtsbehelf

der Verfassungsbeschwerde_ hätte sich nur auf den von der
3_ Klägerin behaupteten Verstoß gegen Art 3 GG, nicht dagegen

auf denjenigen gegen Art 120 GG beziehen können? Die Klee.

gerin als beitragepflichtigée BG——Mitglied war von 5 54 Satz
2 BVG nicht gegenwärtig und unmittelbar. sondern erst indi—

.
rekt infolge der dieserhalb erhöhten Beitragsforderungen_ der

_
Beklagten betroffen (vgla BVerfG 1, 97, 102). Die Klä.geiin

’ hat auch mit Recht hervorgehoben, daß für die Mitglieder der>*

‘See——BGbis zum Fristablauf (1 4 1952) kein zwingender Anlaß

zur
Erhebung der Ve1fassungsbeschwerde vorlag, weil damals

noch durch weitgehende Erstattung aus Bundesmitteln eine
{ Beitragsmeh1belastung infolge kriegsbedingter Renten zu über

zwei Drittel abgefangen werden konnte°

„13; '
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Die Klage hätte somit nicht als unzulässig abgewiesen werden

dürfeno Trotz des wesentlichen Verfahrensmangele, den die

zu Unrecht verweigerte Sachentscheidung darstellt (vgl?

BSG15,_52; SozRSGG@55 Nr„ 25), bedarf es keiner Zurück—
verweisung der Sache gemäß @ 170'Absc—2 Satz 2 SGG, da die

Beurteilung der streitigen Rechtsfragen nicht von weiteren“—

_Peststellungendes Tätriöhters abhängto ‘ '

Das
Feetstellungsbegehren

der Klägerin 131 zum
Hauptentrag

wie zum Hilfeantrag unbegründeto

i—Die
Klägerin bezeichnet € 54 Satz 2 BVG als grundgeeetz—

midrig‚ soweit es
sich um Unfälle aus der Zeit vom 1. Sep?

tember 1939 bis zum'51° Dezember 1941 handelt; die kriege—v

bedingten Unfälle aus der Zeit nach dem'80 Mai 1945 sind nach

‚dem ausdrücklichen KlageV0rtrag nicht nennenswert; die Rege— "

lung ihrer Entschädigung stellt also die Verfaesungegemäß—V

heit des @54_Sätz_2 BVGvon vornherein nicht in Frage„

Nach Auffassung der Klägerin verstößt @»54 Satz 2 BVG gegen

Art° 12o Abs; 1 GG (idF vor dem 14. Gesetz zur Änderung des

GG Vom 30. Juli 1965, BGBl I 649), weil die Rentengewährung

für kriegebédingte Unfälle, die sich in der Zeit_Vom 1.ÜSepe
_tember 1939 bis zum 31„ De2ember 1941 eréigneten,‘einé-Kriegs—w

folgelast darstelle‚'weIChe der Bund Zu tragen verpflichtet.

sei und nicht auf die UV*Träger abwälzen dürfeo Diese Kriegs—l

folgelast spielt nach dem Vortrag der Klägerin für sämtliche

UV—Träger mit alleiniger Ausnahme der Beklagten eine ganz

untergeordnete Rolle; nach der Rechtsprechung des BVerfG wäre

also die Abwälzung dieser Last Unter dem Gesicht5punkt des.

Art° 14 GG als verfaséungsrechtlich einwandfrei anzusehen

(vgi„ BVérfGG14, 221, 241)1 ‘Aber auch wennallein die Be—
lange der ausnahmsweise schwerer betroffenen SeeéßG berück—

Sichtigt werden, kann die Von der Klägerin behauptete Ver—
letzung des Art„ 120 GGaF_nioht als Vorliegend erachtet
werden; Nach der Rechtsprechung des BVerfG (14, 221; 234,

257; Vg1„ auch BVerwG22, 314, 317 ff) regelt Arto_l2o GG
„141
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allein die finanziellen Beziehungen zWischeh Bünd Und

‘ Ländern und gibt es im übrigen keinen-ungeschriebenen
_Verfassungsrechtssatz; der es dem_BUnd verböte, öffentlich»

„
rechtlichen Körperschaften KriegsfolgelastenVaufzuerlegen°l

Die von Rösener (NJW 1962,1995‚ 1997) hiergegen Vorge—-

'
braChten Einwände hält der erkennende Senat nicht für

" überzeugend ‘

Bei ihren Darlegüngen; &54 Satz 2 BVGverletze den all—'
2 gemeinen Gleichheitssatz (Art° 3 Abs. 1 GG)„weil der Ge«

setzgeber hierbei die schwerwiegenden Unterschiede, die

zwischen der See»BGund den übrigen UV—Qrägern bezüglich
der kriegsbedingten Rentehlast bestehen, nicht berück—

sichtigt habe,übersieht die Klägerin, daßdie beansta_né
dete Vorschrift nicht allein ans der Perspektive der mit
Rentenzahlungen belasteten UV—Träger—und der in ihnen zu—
sammengeechlossénen Unternehmer gewürdigt werden darf‚

sondern daß das Gleichheit3prinzip auch * nach Meinung des

Senats sogar vorrangig — gegenüber den Versicherten und
itLeistungsempfängern gewahrt bleiben muß, deren sozialer

“Sicherung die UV dient. Unter diesem Gesicht8punkt wurde.

_
es aber_dem Gleichheitssatz sowie tragenden Grundsätzen
.dortdent3chen.Usznwiderlaufen‚ wenn 5 54 Satz 2 BVG bzw;
die ihm entsprechenden Vorschriften der RVG (€ 541 Nr° 9 aF}'

‘9 541 Nr‚ 2 n?) für den von der See-BG zu betreuenden Pér—
sonenkreis eine Ausnahmeregelung dergestelt enthielten, daß

ldieser Personenkreis.— nur weil die See«BG die infolge ihrer

besonderen Struktur entstandenen außergewöhnlich h0hen René

tenlasten mittels überhöhter Beitrageforderungen decken muß

‚schon für die von Kriegsbeginn an eingetretenen Unfälle auf
die geringeren KOV—Leistungen verwie9en würde„ Eine solche

Einschränkung der Versicherungsl€istungen darf vielmehr nur

einheitlich mit Wirkung gegen die Anspruchsberechtigten

' „45_
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(sämtlicher UV—Trägererfolgen; deshalb kann der Stichtag
des 1„ Januar 1942, den @54 Satz 2.BVG ‚mit Rücksicht auf.!—

‘die seinerzeit zunehmenden Kriegseinwifkungen auf die ge—

samteZivilbevölkerung festsetzt (vg1 BSG'23179, 81),
für die Angehörigen der deutschen Handel$flctte nicht vorw

verlegt werden° “ " ‘ '

Der Senat verkennt nicht das Gewicht der von der Klä.g@rin‚

‚gegebenen Hinweise auf die außergeWöhnliche Beitragsbelastung

bei der See—PGund deren nachteilige Auswirkungen auf die

iirtscheftlichen Belange der Reedereiunterhehmen Hierbei
}ist indessen Zu beachten, däß ein finanziell bedrängter UV—

iinger zwar nicht auf Kosten der Rentenbeziehér saniert wer—'
den kann, daß aber das Gesetz andere Möglichkeiten zur=Bee

hebung eines echten Notstandes vorsieht. Die Vorschriftene

—über die Zusammenlegung der Last (55 737—739, 880 RVG nF)_'

weisen den Weg,-der einzuschlagen ist, um eine Gefährdung

_der Leistungsfähigkeit einer BG abzuwenden; dem Klagver—

'
bringen ist freilich nicht zu entnehmen; daß die Voraus—
Vsetzungen des % 738 RVGnF bei der SeeéBGwegen der auf
5 54 Satz 2 BVG beruhenden Rentenlast erfdllt.sind°

„*Davon abgesehen mögen die Argumente der Klägerin auch durch—

\
aus geeignet sein, ein Ausgléich3verlangen der See—BG gegen

‚"den Bund zu stützen„_ Ein angemessener Ausgleich ließe sich
Ü_erzielen durch Zuwendungen aus Bundesmitteln, wie sie die

See—BG bis zum 31. März 1954 erhielt, oder durch Einschaltung

der Bundesausführungsbehörde für Unfallvérsicherung analog‘

@9 Abs" 2 des Fremdrentengésetzes (FRG), wobei den Unfall—
geschädigten der Seeschiffahrt die vollen UV4Leistungén ge—
währleistet bliebenu_'Diese Fragen sind jedoch nicht mehr Ge;

genstend des vorliegenden Rechtsstreits, der Vielmehr auf die

Prufung der Verfässungsmäßigkeit des % 54 Satz 2 BVG besChränkt

ist° Außerdem beträfe die Schaffung eines solchen Ausgleichs—ir

anspruchs — als gemeinsames Anliegen der Klägerin und der Be»

klegten — ein Unteilassen des Gesetzgebers, in einem solchen

Fall
fehlt

es indessen an einem geriChtlich vérfol gbaren An—

'- spruch (BVerfG 1a 1oo)°
16
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Da hiernach der Senat @ 54 Satz 2 BVG nicht für ver—
‚fassungswidrig hält, braucht er nicht die Entschei dung '

„des BVerfG.gemäß Art„ 100 Abs° 1 GG einzuholén° _Die
‘

. Revision ist als unbegründet zurückzuweisen (@ 170 Abs.? x
‚Sat? 2 SGG)„

Die Entscheidung über die außerger1chtlichen Kosten"

‚beruht auf 5 193 SGGo
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